
3. Falls aufgrund der Antworten auf die Fragen 1 und 2 davon 
auszugehen ist, dass es sich bei dem fraglichen Erzeugnis 
oder einem entsprechenden Teil davon um Bioethanol han­
delt, unter welchen Code der Kombinierten Nomenklatur 
(KN) in Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 
des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und 
statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif 
in der durch die Verordnung (EWG) Nr. 2587/91 der Kom­
mission vom 26. Juli 1991 ( 2 ) geänderten Fassung ist dann 
das fragliche Erzeugnis einzureihen: 

3.1 Sind die Bestimmungen des Kapitels 22 der KN und 
konkret Position 2207 dahin auszulegen, dass sie die 
Einreihung des Erzeugnisses Bioethanol umfassen? 

3.2 Falls Frage 3.1 bejaht wird, ist dann bei der Einreihung 
von Bioethanol und konkret des fraglichen Erzeugnis­
ses zu berücksichtigen, ob das Erzeugnis vergällt wor­
den ist (nach den in der Verordnung [EG] Nr. 3199/93 
der Kommission vom 22. November 1993 über die 
gegenseitige Anerkennung der Verfahren zur vollstän­
digen Denaturierung von Alkohol für Zwecke der Ver­
brauchsteuerbefreiung ( 3 ) genannten Verfahren oder 
nach anderen zulässigen Verfahren)? 

3.3 Falls Frage 3.2 bejaht wird, sind dann die Bestimmun­
gen der KN bezüglich Position 2207 dahin auszulegen, 
dass nur vergälltes Bioethanol unter den KN-Code 
2207 20 000 einzureihen ist? 

3.4 Falls Frage 3.3 bejaht wird, sind dann die Bestimmun­
gen der KN bezüglich Position 2207 dahin auszulegen, 
dass unvergälltes Bioethanol unter den KN-Code 
2207 10 000 einzureihen ist? 

3.5 Falls Frage 3.1 bejaht und Frage 3.2 verneint wird, in 
welche der beiden Unterpositionen — 2207 10 000 
oder 2207 20 000 — ist dann das fragliche Erzeugnis 
einzureihen? 

3.6 Falls Frage 3.1 verneint wird, ist Bioethanol dann unter 
einen der in der Definition nach Art. 2 Abs. 1 der 
Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 
2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen 
Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energie­
erzeugnissen und elektrischem Strom ( 4 ) angeführten 
KN-Codes einzureihen und unter welchen? 

4. Falls aufgrund der Antworten auf die Fragen 1 und 2 davon 
ausgegangen wird, dass es sich bei dem fraglichen Erzeugnis 
oder einem entsprechenden Teil davon nicht um Bioethanol 
handelt, ist dann das fragliche Erzeugnis, das die in Frage 1 
genannten Merkmale und objektiven Eigenschaften aufweist, 
als Ethylalkohol im Sinne von Art. 20 Abs. 1 erster Gedan­

kenstrich der Richtlinie 92/83/EWG des Rates vom 19. Ok­
tober 1992 zur Harmonisierung der Struktur der Verbrauch­
steuern auf Alkohol und alkoholische Getränke ( 5 ) einzustu­
fen? 

( 1 ) ABl. L 123, S. 42. 
( 2 ) ABl. L 328, S. 50. 
( 3 ) ABl. L 288, S. 12. 
( 4 ) ABl. L 283, S. 51. 
( 5 ) ABl. L 316, S. 21. 

Vorabentscheidungsersuchen des Østre Landsret 
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(2010/C 346/63) 

Verfahrenssprache: Dänisch 
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Østre Landsret 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: DR; TV2 Danmark A/S 

Beklagter: NCB 

Vorlagefragen 

1. Sind die Wendungen „mit eigenen Mitteln“ in Art. 5 Abs. 2 
Buchst. d der Richtlinie 2001/29/EG ( 1 ) und „im Namen und 
unter der Verantwortung des Sendeunternehmens“ im 41. 
Erwägungsgrund dieser Richtlinie gemäß dem nationalen 
Recht oder gemäß dem Gemeinschaftsrecht auszulegen? 

2. Muss es in Art. 5 Abs. 2 Buchst. d der Richtlinie 
2001/29/EG, wie beispielsweise in der dänischen, der eng­
lischen und der französischen Sprachfassung, „im Namen 
und unter der Verantwortung des Sendeunternehmens“ oder, 
wie zum Beispiel in der deutschen Sprachfassung, „im Na­
men oder unter der Verantwortung des Sendeunternehmens“ 
heißen? 

3. Falls die in der ersten Frage angeführte Wendung gemäß 
dem Gemeinschaftsrecht auszulegen ist: Welche Kriterien 
hat das nationale Gericht zugrunde zu legen, wenn es kon­
kret zu beurteilen hat, ob eine Aufzeichnung von einem 
Dritten (im Folgenden: Produzent) für die Sendung eines 
Rundfunk- oder Fernsehunternehmens „mit eigenen Mitteln“ 
und auch „im Namen [und/oder] unter der Verantwortung 
des Sendeunternehmens“ vorgenommen worden ist, so dass 
die Aufzeichnung unter die Ausnahmebestimmung des Art. 
5 Abs. 2 Buchst. d fällt?
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Bei der Beantwortung dieser dritten Frage wird um eine 
besondere Antwort auf folgende Fragen gebeten: 

a) Ist der Begriff „eigene Mittel“ in Art. 5 Abs. 2 Buchst. d 
der Richtlinie 2001/29/EG dahin zu verstehen, dass eine 
Aufzeichnung, die vom Produzenten für Sendungen eines 
Rundfunk- und Fernsehunternehmens vorgenommen 
worden ist, nur dann unter die Ausnahmebestimmung 
des Art. 5 Abs. 2 Buchst. d fällt, wenn das Rundfunk- 
und Fernsehunternehmen gegenüber Dritten für Handlun­
gen und Unterlassungen des Produzenten im Zusammen­
hang mit der Aufzeichnung in gleicher Weise haftet, wie 
wenn es diese Handlungen oder Unterlassungen selbst 
begangen hätte? 

b) Ist die Voraussetzung, dass die Aufzeichnung „im Namen 
[und/oder] unter der Verantwortung des Sendeunterneh­
mens“ vorzunehmen ist, erfüllt, wenn das Sendeunterneh­
men den Produzenten mit der Aufzeichnung beauftragt 
hat, um diese Aufzeichnung dann selbst ausstrahlen zu 
können, vorausgesetzt, dass es das Recht zur Ausstrah­
lung der Aufzeichnung hat? 

Es wird um Aufschluss ersucht, ob den folgenden Um­
ständen Bedeutung für die Beantwortung der Frage 3b 
beigemessen werden kann oder muss und, wenn ja, wie 
stark sie ins Gewicht fallen: 

i) ob es das Sendeunternehmen oder der Produzent 
nach der zwischen ihnen geschlossenen Verein­
barung die letzte und maßgebliche künstlerische/re­
daktionelle Entscheidung in Bezug auf den Inhalt des 
bestellten Programms trifft; 

ii) ob das Sendeunternehmen gegenüber Dritten für die 
Verpflichtungen des Produzenten im Zusammenhang 
mit der Aufzeichnung in gleicher Weise haftet, wie 
wenn es diese Handlungen und Unterlassungen 
selbst begangen hätte; 

iii) ob der Produzent nach der Vereinbarung mit dem 
Sendeunternehmen vertraglich verpflichtet ist, ihm 
das betreffende Programm zu einem bestimmten 
Preis zu liefern und im Rahmen dieses Preises ver­
pflichtet ist, alle Ausgaben zu tragen, die im Zusam­
menhang mit der Aufnahme entstehen; 

iv) ob das Sendeunternehmen oder der Produzent für 
die Aufzeichnung gegenüber Dritten haftet. 

c) Ist die Bedingung, dass die Aufzeichnung „im Namen 
[und/oder] unter der Verantwortung des Sendeunterneh­
mens“ vorgenommen worden ist, erfüllt, wenn das Sende­
unternehmen den Produzenten mit der Aufzeichnung be­
auftragt hat, um die Aufzeichnung dann selbst ausstrahlen 
zu können, vorausgesetzt, dass es das Recht zur Ausstrah­
lung dieser Aufzeichnung hat, sofern der Produzent in der 
Vereinbarung mit dem Sendeunternehmen über die Vor­
nahme der Aufzeichnung die wirtschaftliche und recht­
liche Haftung für (i) die Bestreitung sämtlicher Ausgaben 
im Zusammenhang mit der Aufzeichnung gegen Bezah­
lung eines im Voraus festgesetzten Betrags, (ii) die Haf­
tung für den Erwerb der Rechte einschließlich (iii) der 
Haftung für unvorhergesehene Ereignisse, u. a. wegen Ver­

zugs bei der Aufnahme und wegen Nichterfüllung, über­
nommen hat, ohne dass das Sendeunternehmen aber ge­
genüber Dritten für die Verpflichtungen des Produzenten 
im Zusammenhang mit der Aufzeichnung in gleicher 
Weise haftet, wie wenn es diese Handlungen oder Unter­
lassungen selbst begangen hätte? 

( 1 ) ABl. L 167, S. 10. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 
8. Oktober 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Landesgerichts Ried im Innkreis — Österreich) — 

Strafverfahren gegen Roland Langer 

(Rechtssache C-235/08) ( 1 ) 

(2010/C 346/64) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Der Präsident des Gerichtshofs hat die Streichung der Rechts­
sache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 223 vom 30.8.2008. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 1. Juli 
2010 — Europäische Kommission/Irland 

(Rechtssache C-95/09) ( 1 ) 

(2010/C 346/65) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Der Präsident des Gerichtshofs hat die Streichung der Rechts­
sache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 16.5.2009. 

Beschluss des Präsidenten der Ersten Kammer des 
Gerichtshofs vom 3. Juni 2010 (Vorabentscheidungs- 
ersuchen des High Court of Justice in Northern Ireland, 
Queen’s Bench Division — Vereinigtes Königreich) — 
Seaport (NI) Ltd/Department of the Environment for 

Northern Ireland 

(Rechtssache C-182/09) ( 1 ) 

(2010/C 346/66) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Der Präsident der Ersten Kammer hat die Streichung der Rechts­
sache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 193 vom 15.8.2009.
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